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Versorgungsausgleich

Bei einer Ehescheidung werden die während der Ehezeit erworbenen Versorgungsanwartschaf-
ten hälftig geteilt (Versorgungsausgleich, §§ 1587 ff. Bürgerliches Gesetzbuch, BGB). Entspre-
chende Versorgungsanwartschaften sind etwa Anrechte auf Rente aus Sozialversicherung, Beam-
tenpensionen, Abgeordnetenversorgung, betriebliche Ruhegehälter, Renten aus berufsständi-
schen Versorgungswerken (Rechtsanwälte, Ärzte), Zusatzversorgungen des Bundes oder der Län-
der und Leistungen aus bestimmten privaten Rentenversicherungen. Der hälftige Ausgleich wird 
als gerecht angesehen, weil die eheliche Verbundenheit gleiche Teilhabe erfordere und etwaige 
ehebedingte Ungleichheiten ausgeglichen werden sollen (Stichwort „Hausfrauenehen“). Der Bun-
destag befasst sich zurzeit mit einer von der Bundesregierung angestrebten grundlegenden Struk-
turreform des Versorgungsausgleichs (Entwurf eines Gesetzes zur Strukturreform des Versor-
gungsausgleichs – VAStrRefG – vom 20. August 2008, BT-Drs. 16/10144). 

Grundlagen des geltenden Systems 
Der Versorgungsausgleich in der heutigen Gestalt wurde 1977 in das BGB eingeführt. Er sieht eine 
Verrechnung aller in der Ehezeit erworbenen Anrechte aus allen unterschiedlichen Versorgungen 
mit anschließendem Ausgleich der Wertdifferenz vor (Einmalausgleich). Die verschiedenen Ver-
sorgungsrechte – beispielsweise aus gesetzlicher Rente, betrieblicher Zusatzversorgung, Lebens-
versicherung, Riester-Rente – müssen deshalb vergleichbar gemacht werden. Dafür nimmt der 
Familienrichter eine auch in die Zukunft gerichtete Bewertung jedes einzelnen Anwartschaftsrechts 
vor und stellt dieses in eine Bilanz ein (Prognoseprinzip). Versorgungsanrechte, die nicht wie die 
Anrechte aus der gesetzlichen Rentenversicherung in ihrem Wert steigen, werden dabei nicht mit 
dem monatlichen Nominalbetrag eingestellt, sondern mit einem umgerechneten, einem „dynami-
sierten“ Betrag. Eigens zur Berechnung der Dynamisierung dient eine gesonderte Rechtsverord-
nung, die sog. Barwertverordnung.

Das vorstehend beschriebene Verfahren ist nicht nur äußerst komplex, sondern verursacht zum 
Teil ganz grundsätzliche Schwierigkeiten. So stoßen richterliche Bemühungen, die unterschied-
lichsten, komplexen Vorsorgesysteme und die aus ihnen resultierenden Anwartschaften zu ver-
gleichen und schließlich für die Bilanz auf einen konkreten Wert „herunterzurechnen“, bisweilen an 
kaum überwindbare Grenzen, wie etwa mangelnde Übertragbarkeit oder Prognostizierbarkeit. Das 
kann insbesondere zur Folge haben, dass betriebliche und private Anrechte nicht bereits bei der 
Scheidung vollständig und endgültig zwischen den Eheleuten geteilt werden können und die ge-
schiedenen Eheleute sich daher nach vielen Jahren noch einmal über Fragen der Versorgung 
auseinandersetzen müssen. Allgemein werden die vorgesehenen Korrekturmöglichkeiten in der 
Praxis allerdings selten genutzt und gelten als schwerfällige Instrumente (vgl. hierzu etwa das Ge-
setz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich, VAHRG). 

Reformbedarf und Reformansatz 
Das System des Versorgungsausgleichs ist mehrfach durch kritische Rechtsprechung bemän-
gelt worden: So forderte der Bundesgerichtshof (BGH) den Verordnungsgeber in einem Beschluss 
vom September 2001 auf, die Barwertverordnung bis Ende 2002 zu aktualisieren. Im Juli 2006 
befand das Oberlandesgericht Oldenburg verschiedene Regeln zum Ausgleich von Renten und 
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anderen Versorgungsrechten nach der Scheidung von Ehepartnern für verfassungswidrig. Auch in 
der Literatur wird seit Längerem eine grundlegende Systemreform für notwendig erachtet. Diese 
grundlegende Reform strebt die Bundesregierung nunmehr mit dem vorliegenden VAStrRefG-
Entwurf an:

So soll in Zukunft grundsätzlich jedes Anrecht auf eine Versorgung intern oder extern real geteilt 
werden. Interne Teilung bedeutet, dass der jeweils ausgleichsberechtigte Ehegatte einen direkten 
eigenen Anspruch auf eine Versorgung bei dem Versorgungsträger des anderen ausgleichs-
pflichtigen Ehegatten erhält. Dies soll besser als bisher eine gerechte Teilhabe an jedem in der 
Ehe erworbenen Anrecht und vor allem an dessen künftiger Wertentwicklung garantieren und 
Wertverzerrungen wie im geltenden Recht vermeiden. Auch betriebliche und private Anrechte sol-
len so, anders als nach bislang geltendem Recht, schon bei der Scheidung vollständig und endgül-
tig zwischen den Eheleuten geteilt werden können. Ausnahmsweise soll eine externe Teilung –
also die Begründung eines Anrechts bei einem anderen Versorgungsträger – stattfinden, wenn der 
ausgleichsberechtigte Ehegatte und der Versorgungsträger des ausgleichspflichtigen Ehegatten 
dies vereinbaren. Auch bei Bagatellwerten soll bei entsprechendem Wunsch des Versorgungsträ-
gers des ausgleichspflichtigen Ehegatten eine externe Teilung erfolgen.  

Da der reformierte Versorgungsausgleich jedes Anrecht auf die vorstehend beschriebene Art intern 
oder extern teilt und auf eine Saldierung aller Versorgungen verzichtet, müssen die Anwartschaf-
ten nicht mehr miteinander vergleichbar gemacht werden. Die komplexen und fehleranfälligen 
Prognosen würden damit ebenso entbehrlich wie die Barwertverordnung, die durch das VAStrRefG 
außer Kraft treten soll.

Diskussion und Kritik 
Das im Entwurf enthaltene Prinzip der internen Teilung wird von Teilen der Fachöffentlichkeit 
kritisch gesehen. So komme insbesondere auf die Versorger ein außerordentlich höherer Verwal-
tungsaufwand zu, der Bürokratiekosten verursache – die letztlich auf die Eheleute abgewälzt 
werden könnten und dadurch die Renten schmälerten. Dies werde gerade auch bei der betriebli-
chen Altersvorsorge deutlich: Ließen sich etwa 100 Arbeitnehmer eines Betriebes scheiden, dann 
hätte dieser Betrieb fortan nicht mehr nur diese 100 Arbeitnehmer, sondern auch die 100 geschie-
denen Ehegatten zu betreuen. Nachteilig für die Ehegatten sei zudem, dass sie es regelmäßig mit 
einer Vielzahl von Versorgungsträgern zu tun bekämen: Gehe man von einem Drei-Schichten-
Modell der Altersvorsorge aus, dann hätten es die Ehegatten künftig mit fünf Versorgungsträgern 
mit zum Teil Mini-Anwartschaften zu tun, was nicht sachgerecht sei.  
Überwiegend wird der beabsichtigte Systemwechsel jedoch deutlich positiv aufgenommen. 
Grund dafür sind vor allem die o. g. beträchtlichen Schwierigkeiten bei der Handhabung des gel-
tenden Systems, die sich auch für die betroffenen Eheleute als belastend erweisen können – na-
mentlich, wenn viele Jahre nach einer vollzogenen Scheidung Korrekturen erforderlich werden.  
Der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags beabsichtigt, am 3. Dezember 2008 eine öf-
fentliche Anhörung zum VAStrRefG-Entwurf durchzuführen. 
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